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Die Zielfindungsphase dient dazu, die wesentlichen Planungs- und Überwachungsziele zu erarbeiten und darüber einen Konsens herbeizuführen.
Als Grundlage der Zielfindung gibt der AG folgende Wünsche bezüglich des Zwecks und der Ausgestaltung des Vorhabens bekannt:

1. Wo soll das Vorhaben realisiert werden?
2. Welchen Zweck soll das Vorhaben dienen?
3. Welche nutzungsspezifischen Anforderungen soll das Vorhaben erfüllen?
4. Wie soll das Vorhaben ausgestaltet sein?
5. Welche Materialien sollen zum Einsatz kommen?
6. Welche Konstruktion ist gewünscht? z.B. Massivbau, Holzständerbauweise, Modulbauweise etc.
7. Welche rechtlichen Anforderungen soll das Vorhaben erfüllen?
8. Welchen Standard soll das Vorhaben erfüllen? z.B. Energetische Standards
9. Wie groß ist der Raumbedarf/Nutzungseinheiten/Versorgungsbedarf/Kapazitäten?
10. Liegen bereits Untersuchungen anderer Fachplaner vor? z.B. Bedarfsermittlungen, Standortuntersuchungen, Baugrunduntersuchungen, geologische Gutachten, sonstige Anordnungen
11. Gibt es sonstige zwingende behördliche Vorgaben, die bereits bekannt sind?
12. Welche architektonische Gestaltung ist gewünscht? z.B. Form der Baukörper, Anordnung der Baukörper, sonstige Gestaltungselemente wie Dachformen, Geschossigkeit
13. Sonstige Anforderungen und Wünsche des AG.....

AG und AN sind sich einig, dass die vorstehende Liste die abschließenden Wünsche und Vorstellungen des AG als Basis zur Erstellung einer Planungsgrundlage zur Ermittlung der offenen Planungs- und Überwachungsziele darstellt. 

Die Parteien sind sich einig, dass 
· die Planungsgrundlage dem Detaillierungsgrad einer Vorplanung im Sinne der Leistungsphase 2 des jeweiligen Leistungsbildes der HOAI entsprechen muss, wobei die Kosteneinschätzung nicht auf der Grundlage der DIN 276 erfolgen muss
· die Planungsgrundlage lediglich eine skizzenhafte Darstellung, eine verbale Beschreibung der grundsätzlichen Möglichkeiten nach dem gemeinsam erarbeiteten Fragenkatalog und eine grobe Kosteneinschätzung beinhalten muss
· der AG eine Bedarfsplanung nach DIN 18205 nebst einer Kosteneinschätzung wünscht, da diese für seine Zwecke als Entscheidungsgrundlage ausreichend ist

Dem AG ist bekannt, dass nach Vorlage der Planungsgrundlage und der Kosteneinschätzung der Vertrag ohne Angabe von Gründen gekündigt werden kann und der AN ihn nach Vorlage der Planungsgrundlage und Kosteneinschätzung schriftlich darauf hinweisen muss. Das Kündigungsrecht erlischt zwei Wochen nach Vorlage der Planungsgrundlage und der Kosteneinschätzung. Wird der Vertrag gekündigt, ist der AN nach § 650 r BGB berechtigt, die Vergütung zu verlangen, die auf die bis zur Kündigung erbrachten Leistungen entfällt.


